FVDZ-Bundesvorstandssitzungen. Schon Mitte März beim Sitzungsmarathon des Freien Verbandes Deutscher Zahnärzte (FVDZ) in Hamburg war Corona das Thema der Stunde. Vom 12. bis 14. März tagten die Delegierten des Bundesvorstands (BV) und des Erweiterten Bundesvorstands (EV) - doch selbst im Angesicht der Krise verloren Bundesvorstand und Landesvorsitzende die standespolitischen Kernthemen des FVDZ (Europa, Digitalisierung, Honorierung) keinesfalls aus dem Blick.

Der Freie Verband, da waren sich die Sitzungsteilnehmer einig, solle den Kolleginnen und Kollegen zum Umgang mit Corona beratend zur Seite stehen. Das vorhandene Know-how müsse Mitgliedern zugänglich sein, sagte Bundesvorstandsmitglied Bertram Steiner. Sein Vorschlag, für Fragen und Sorgen eine \"Task Force\" einzurichten, stieß auf allgemeine Zustimmung und ist in Form einer FAQ- und Info-Rubrik auf der FVDZ-Website mittlerweile umgesetzt.

Corona: Arbeiten in der Krise {#Sec1}
=============================

Schrader appellierte an die Kollegenschaft, rational mit der Krise umzugehen und sich nicht von Panik leiten zu lassen. Vielmehr gelte es jetzt, das richtige Maß zu finden zwischen der Fürsorgepflicht den Angestellten gegenüber und der Pflicht zur Hilfeleistung den Patienten gegenüber. Der Vize-Bundesvorstandsvorsitzende Dr. Peter Bührens warnte indes davor, SARS-CoV-2 mit seinen \"extrem hohen Infektions- und Sterblichkeitsraten\" zu unterschätzen. Dennoch herrschte in der Runde Konsens darüber, dass man Mediziner geworden sei, um zu helfen.

Für Studierende könne das Finanzielle aber durchaus zum Problem werden, erinnerte Konstantin Schrader, Sprecher des Studierendenparlaments. \"Wegen der allgemeinen Panik gehen uns bei Examina teilweise die Patienten aus.\" Prüfungen, die nicht absolviert werden können, kosteten viel Zeit - und Geld.

In den Zahnarztpraxen wurde indessen das Desinfektionsmittel knapp. Ein gewisser Unglauben herrschte im EV angesichts der nicht regelkonformen Reaktion der Politik, die jetzt plötzlich Hygienevorgaben herunterschraubt. Stichwort: Eigenherstellung von Desinfektionsmitteln. FVDZ-Justiziar Michael Lennartz, der seiner Hoffnung Ausdruck verlieh, dass die Politik vor diesem Hintergrund einschränkende Auflagen künftig überdenken möge, wagte einen Blick in die Kristallkugel. \"Bestenfalls können wir am Ende des Tages sagen: Es ist gutgegangen - und zwar gerade weil wir Regeln nicht immer befolgt haben.\"

Zukunftsvisionen: Arbeiten im europäischen Kontext {#Sec2}
==================================================

Nach vorn zu blicken, heißt für den Freien Verband auch, nach Europa zu blicken. Schrader schaute aber erstmal zurück, nämlich auf den Brüssel-Besuch der Europagruppe Anfang März (siehe auch Seite 26). Wegen Corona sei man zwar nicht ins Parlament gekommen, habe aber dennoch viele konstruktive Gespräche führen können. Schraders Resümee: \"Die Bürgernähe ist ausgeprägter, als man denkt.\" Der Bundesvorsitzende sieht gute Chancen, den Europapolitikern klarmachen zu können, wo bei Zahnärzten der Schuh drückt. Auch Dr. Frank Wuchold, Vorstandsmitglied in der Europagruppe, gibt sich optimistisch: Vor allem in puncto Medical Device Regulation (MDR) habe man jetzt \"einen Fuß in der Tür.\"

Nun gilt es laut Schrader, zentrale Europa-Themen zu antizipieren und bestenfalls Synergien mit der Bundeszahnärztekammer (BZÄK) herbeizuführen. Der Europa-Beauftragte Dr. Ernst-Jürgen Otterbach nannte dazu etwa Themen wie \"Green Dentristry\", \"Qualität in der Zahnmedizin\" oder auch \"Marktverwerfungen durch MVZ-Ketten\". In vielen Punkten sei man ohnehin nicht allzu weit von der BZÄK entfernt. Nun könne man das Meinungsbild des Freien Verbandes im europäischen Kontext deutlicher klarstellen.

Über andere wichtige Zukunftsthemen referierten auch die stellvertretende Bundesvorsitzende Dr. Gudrun Kaps-Richter und Bundesvorstandsmitglied Wuchold. Er erläuterte dem EV den Stand der Dinge zum Genossenschaftsmodell, das Zahnärzte, die ihre Praxis aufgeben wollen, mit angestellten und/oder angehenden Kolleginnen und Kollegen zusammenbringen will.

Kaps-Richter stellte einige Kernpositionen des Freien Verbandes zur Zahnheilkunde der Zukunft vor. Ganz oben auf der Liste stünden die freie Verwaltung vonseiten der Zahnärzteschaft und die freie Zahnarztwahl vonseiten der Patienten. Daneben werde der FVDZ sich weiterhin massiv für die Entbürokratisierung des zahnärztlichen Berufs und damit für mehr Behandlungsqualität starkmachen: eine Behandlungsqualität, die nicht allein evidenzbasiert sein dürfe, sondern auch unter ethisch-medizinischen Gesichtspunkten das Optimum für den Patienten herausholen müsse. \"Es geht um die Wettbewerbsfähigkeit der zahnärztlichen Praxis in der Zukunft\", ergänzte Schrader: Das Korsett, das der Zahnärzteschaft die Bewegungsfreiheit raube, müsse gesprengt werden - auch und vor allem für die jüngere Generation.

Gesetze und Digitalisierung: Arbeiten im innenpolitischen Kontext {#Sec3}
=================================================================

Schrader berichtete in diesem Zusammenhang auch mit der wiederbelebten Zusammenarbeit mit dem Hartmannbund, um ein gemeinsames Sprachrohr mit Gleichgesinnten zu schaffen. Denn: Viele Baustellen gelte es für die (Zahn-)Ärzteschaft noch zu bearbeiten. Ganz aktuell beispielsweise das neue Patientendaten-Schutzgesetz (PDSG), das eigentlich vom Bundestag bis zum Sommer verabschiedet werden sollte.

Nach Schraders Dafürhalten hat die von der Politik so vollmundig postulierte Vorbildfunktion Deutschlands in Sachen Digitalisierung mittlerweile \"ordentlich Sand ins Getriebe\" bekommen. Auch Justiziar Lennartz vermutet datenschutzrechtliche Fallstricke, besonders bei der elektronischen Patientenakte (ePA). Steiner, im Bundesvorstand zuständig für Öffentlichkeitsarbeit, plant eine kritische Postkarten-Kampagne zur ePA; Titel: \"\#Es-sind-deine-Daten\". Dieser Vorschlag wurde einstimmig angenommen.

Besprochen wurde darüber hinaus das Intensivpflege- und Rehabilitationsstärkungsgesetz (IPReG), respektive § 105 und die darin enthaltene Möglichkeit für die Kassenzahnärztlichen Vereinigungen (KZVen), bei festgestellter Unterversorgung einen Strukturfonds einzurichten. Die Möglichkeiten der KZVen reichten hier von Anreizmodellen über Zulassungsbeschränkungen bis hin zu Eigeneinrichtungen. Anreizmodelle, beispielsweise in Form von Zuschlägen für Praxisgründer, hält Schrader zur Attraktivitätssteigerung strukturschwacher Standorte durchaus für sinnvoll. Aber Eigenbetriebe der KZVen seien \"das Letzte, das wir wollen\".

Der Haushaltsbeauftragte Dr. Dr. Heiner Schneider brachte die aus zahnärztlicher Sicht größte Schwäche dieser Gesundheitspolitik auf den Punkt: \"Es ist absurd, dass freiberufliche Zahnärzte im Sinne des Strukturfonds mit ihrem eigenen Geld die Konkurrenz, etwa MVZ, finanzieren sollen.\"

Im Rahmen der Diskussion um gesetzliche Vorgaben kam der EV natürlich auch um das Dauerärgernis Gebührenordnung für Zahnärzte (GOZ) nicht herum. Vorstandsmitglied Dr. Christian Öttl plädierte dafür, von Verbandsseite ein tragfähiges Honorierungssystem zu erarbeiten, beispielsweise mit individuellen Lösungen für PKV-Patienten. Schrader ergänzte, man sei hier auf einem guten Weg, Lösungen zu finden und Verkrustetes aufzubrechen. Eines sei jedenfalls klar: \"Mit der Stillhaltepolitik ist es beim Freien Verband jetzt vorbei.\"
